
«FDP argumentiert populistisch»
Der Rechtsexperte
Alain Griffel hält die

FDP Initiative gegen das
Verbandsbeschwerde

recht für gefährlich Bei
einem Ja würde ein
rechtsstaatlich wichtiges
Instrument beseitigt
warnt er

INTERVIEW BERNHARD KISLIG

Haben Verbände das Umwelt

recht in derVergangenheit über
strapaziert
Alain Griffel Überhaupt nicht

Die Umweltverbände kontrollie
ren nur ob Umweltrecht richtig
angewendet wird Sie können
fragwürdige Behördenentscheide
durch Gerichte überprüfen las
sen Entschieden wird jedoch im
mer und ausschliesslich durch

staatliche Organe
Umweftverbände habert aber
mit dem Verbandsbeschwerde

rechtmehrere grössere Baupro
jekte blockiert So die Gross
überbaunag Eurogate oder die
Westumfahrung in Zürich Die
Migros kritisierte vor einigen
fahren dass mehrere Rekurse
Investitionen in der Höhe von
900Millionen Frankenverzöger
ten Vor allem derVCS soll syste
matischBeschwerde führen kri
tisieren die Initianten

Hier argumentiert die FDP po
pulistisch und haltlos Nicht nur
der VCS sondern 29 weitere Um
weltschutzorganisationen kön
nen vom Verbandsbeschwerde
recht Gebrauch machen Es ist
aber vor allem der VCS welcher
in der Öffentlichkeit wahrgenom
men worden ist Die Blockade
von wirtschaftlich wichtigen In
vestitionen ist ein gefährliches Ar
gument

Warum
Wir leben in einem Rechtsstaat

nicht in einem korrupten Land in
welchem der Profit Einzelner dik
tiert was möglich sein soll Des
halb sollen Projekte auch rechts
konform realisiert werden Stel

len Sie sich vor rechtswidrige
Projekte würden realisiert nur
weil diese wirtschaftlichen Erfolg
bringen Eurogate ist übrigens am
Ende an der fehlenden Finanzie
rung gescheitert und nicht an Be
schwerden von Umweltverbän
den

Verbandsbeschwerden haben
aber auchweit über Investoren
kreise hinaus Unverständnis
undVerärgerung ausgelöst
Die hohe Erfolgsquote der Ver

bandsbeschwerden belegt dass
diese überwiegend zu Recht er
griffen werden
Namhafte FDP Parlamentarier
kommen hierzu einem anderen
Schluss
Die Rechnung ist einfach Pro

lahr gelangen knapp zehn Ver
bandsbeschwerden an das Bun
desgericht Das ist eine ver
schwindend kleine Zahl von we

niger als einem Prozent aller Be
schwerden Davon werden zwei
Drittel ganz oder teilweise gutge
heissen Damit liegt die Erfolgs

quote mehr als dreimal über dem
Durchschnitt Aus diesen Zahlen
lässt sich auch ablesen dass Ver
waltungsbehörden die Anwen
dung des Umweltrechts nicht im
mer korrekt wahrnehmen

Die Initianten kritisieren dass
die zuständigen Behörden die
Kontrolle des Umweltrechts je
länger je mehr auf die Umwelt

verbände abschieben

Dieses pauschale Misstrauens
votum gegenüber den Behörden
ist nicht gerechtfertigt

Aber gemäss Ihrer eigenen
Schlussfolgerung machen die
Behörden öfters Fehler

In aller Regel nehmen die Be
hörden ihre Aufgaben ernst Die
Rechtsanwendung beschränkt
sich hier aber nicht nur darauf im
Gesetzestext eine korrekte Lö

sung nachzuschlagen Häufig
geht es bei solchen Projekten um
ein sehr komplexes Abwägen von
unterschiedlichen öffentlichen
Interessen Dabei können ein

zelne Aspekte unterschiedlich ge
wichtet werden

Übt dieWirtschaft Druck aus
Das ist sicher nicht wegzudis

kutieren Es ist klar dass Investo
ren und Projektverantwortliche
ihre Sicht einbringen Zudem
sind die Behörden an Steuerzah
lern und wirtschaftlich viel ver
sprechenden Projekten interes
siert Dass da oft eine einseitige
Gewichtung stattfindet liegt in
der Natur der Sache Ohne Ver
bandsbeschwerderecht wäre der
Druck noch grösser wie bei
spielsweise das Raumplanungs
recht zeigt wo es keine Verbands
beschwerde gibt

Es gibt keine Beweise dass die
Forderung derUmweltverbände
nachParkplatzrestriktionen tat
sächlich den Uniweitnutzen er
höhen
Das stimmt Ich halte das auch

für problematisch Hier besteht
Handlungsbedarf der mindes
tens teilweise erkanntworden ist
Dieses Problem ist aber nicht den
Verbänden anzulasten Vielmehr
handelt es sich um das geltende
Recht das hier kritisiert wird Das
Parlament arbeitet daran das gel
tende Umwelt und Raumpla
nungsrecht zu verbessern
Gemäss den Initianten Ist es aus
demokratischer und rechts
staatlicher Sicht fragwürdig
wennnicht staatlich legitimierte
Organisationen versuchen sel
berUmweltrecht zu schaffen So
zumBeispiel bei der Einführung

von Fahrtenmodellen zu denen
sich der Gesetzgeber noch nicht
geäussert hat
Dieses Beispiel belegt genau

das Gegenteil Es ist richtig dass
das Fahrtenmodell lange Zeit nir
gends gesetzlich geregelt war im
Kanton Zürich bis heute nicht Es
wurde aber nicht von Umwelt
verbänden kreiert sondern von
Verkehrsplanern der Stadt Zü
rich Es war fraglich ob dies ge
mäss kantonalem Ilecht über
haupt zulässig war Trotzdem in
tegrierte Zürich dieses rechtlich
heikle Element in das Hardturm
Projekt welches schliesslich der
Auslöser der Initiative gegen das
Verbandsbeschwerderecht war

Das war der Grund für die Be
schwerde

Durch dieses juristische Mi
nenfeld wurde der VCS geradezu
gezwungen eine Verbandsbe
schwerde einzureichen Wer ei
nen solchen juristischen Spreng
satz in ein umstrittenes Projekt
einbaut muss sich nicht über
Einsprachen wundern
Solche Beschwerden verzögern
aber durch dasVolkgefällte Ent
scheide Ist das nicht demokra
tisch und rechtsstaatlich frag
würdig
Es ist rechtsstaatllch und auch

aus liberaler Sicht geradezu er
wünscht dass Zivilorganisatio

nen dem Staat auf die Finger
schauen Diese Organisationen
verlangen ja nicht mehr als eine
Überprüfung durch Gerichte Es
gibt Projekte vor allem ausser
halb des Baugebiets gegen die
kein Privater Einsprache führen
kann So zum Beispiel gegen den
geplanten 117 Meter hohen
Turm auf dem Kleinen Matter
horn eine absurde Verschande
lung dieser einmaligen Bergkette
Für solche Fälle wurde das Ver
bandsbeschwerderecht geschaf
fen damit Gerichte überprüfen
können ob das demokratisch er
lassene Umwelt Natur und
Landschaftsschutzrecht verletzt
wird

Demnach wäre das Verbands
beschwerderecht in Städten
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nicht nötig weil dort betroffene
Anwohner Einsprache erheben
können
Anwohner vertreten nachbarli

che Interessen aber nicht den
Umweltschutz oder den Land
schaftsschutz Wenn Nachbarn

solche Themen nicht einbringen
dann sind diese auch nicht Ge

genstand des Rechtsverfahrens

Historischwar das Verbandsbe
schwerderecht legitim als das
Umweltrecht noch in den Kin

derschuhen steckte argumen
tieren die Initianten Heute sei
es rechtsstaatlich bedenklich
dassprivatenVerbänden immer
noch eine derart weitreichende

Sonderstellung eingeräumt
werde

Dieses Argument verkennt die
Funktion der Verbandsbe
schwerde fundamental Das Ge

genteil ist der Fall Als das Um
weltrecht noch in den Kinder
schuhen steckte machte ein Ver
bandsbeschwerderecht wenig
Sinn Der Grund Damals gab es
noch weniger rechtliche Grund
lagen die vor Gericht überprüft
werden konnten Heute ist das

Umweltrecht ausgebaut und
komplexer Umso wichtiger ist es
jetzt dass kritisch überprüftwird

ob in erstinstanzlichen Entschei

den das komplexe Recht richtig
angewandt wurde

Ist das Verbandsbeschwerde
rechtein Sonderrecht

Nein Dieses existiert längst
nicht nur für Umweltverbände

AuchArbeitnehmer Arbeitgeber
Konsumentenschutz Gleich

stellungs und Behindertenorga
nisationen können in ihren Berei
chen Beschwerde führen

DasBundesamt für Umwelt ver

fügt über Beschwerdekompe
tenzen die über das Klagerecht
der Verbände hinausgehen So
gesehen könnte man ja auf das
Verbandsbeschwerderecht ver
zichten

Es ist eigenartig wenn die im
Initiativkomitee vertretenen libe

ralen Kräfte aufdieseWeise plötz
lich nach mehr Staat rufen Ein

Bundesamt soll ausgebaut wer
den um Kontrollaufgaben wahr
zunehmen die private Organisa
tionen heute gratis wahrnehmen

Aber die Behörden verfügen
über solche Kompetenzen
Es stimmt dass das Bundes

amt für Umwelt über weit ge
hende Beschwerdekompetenzen
verfügt Dies gilt auch für andere
Bundesämter in ihren jeweiligen
Bereichen Sie machen davon

aber zu Recht nur in seltenen
Notfällen Gebrauch Der Grund
Die Bundesbehörden unterstüt
zen die Kantone in fachlichen
Fragen Es wäre eine merkwür
dige Zusammenarbeit wenn der
Bund den Kantonen fachlich hilft

und zugleich auch mit einer Be
schwerde droht

Warum braucht die Zivilgesell
schaft die ihrenWahlberechtig
ten ausgedehnte Mitsprache
rechte gewährt zusätzlich eine
Mitsprache vonVerbänden
Ich selber bin ein grosser «Fan»

der direkten Demokratie Aber es
braucht auch rechtsstaatliche
Kontrollmechanismen Demo

kratie und Rechtsstaat bedingen
und begrenzen einander gegen
seitig Es käme niemandem in
den Sinn dass man demokratisch
die Folter einrühren das Frauen
stimmrecht wieder abschaffen
oder Kinderarbeit wieder einfüh
ren könnte Demokratie stösst an
rechtsstaatliche Schranken Das
Verbandsbeschwerderecht ist

nicht mit diesen Beispielen ver
gleichbar Beim Verbandsbe
schwerderecht geht es um das
gleiche Prinzip wenn auch die
rechtsstaatlichen Grenzen etwas

weniger offensichtlich sind
Wenn die rechtsstaatliche Ord

nung spielen soll dann braucht

es jemanden der eine Kontrolle
initiieren kann

Sie gehören zu jenen 45 staats
besoldeten Professoren die
Ende August eine «Stellung
nahme zurVolksinitiative gegen
dasVerbandsbeschwerderecht»

abgegeben haben Ist eine sol
che Parteinahme nicht grund
sätzlich fragwürdig
Überhaupt nicht Das sage ich

nicht weil ich die Stellungnahme
lanciert habe Der Auslöser war

unter anderem folgendes Ereig
nis Nach der Diskussion ver
schiedener aktueller rechtlich
problematischer Volksinitiativen
in meiner Staatsrechtsvorlesung
kam eine Studentin zu mir und

fragte mich sichtlich aufgewühlt
warum wir Professoren solche

Dinge denn nicht öffentlich sa
gen Es ist grundsätzlich nicht
Aufgabe von Professoren sich in
die Politik einzumischen Aber
dort wo der Rechtsstaat in be
denklicher Weise strapaziert
wird scheint es mir nötig dass
Professoren gerade wegen ihrer
Unabhängigkeit die Öffentlichkeit
in rechdich komplexen Angele
genheiten informieren

INFO Prof Dr Alain Griffel ist Pro
fessor für Staats und Verwaltungs
recht
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Volk soll letztes
Wort haben
Die Initiative mit dem Titel
«Verbandsbeschwerderecht
Schluss mit der Verhinde
rungspolitik mehr Wachs
tum für die Schweiz» kommt

am 30 November zur Ab

stimmung Sie verlangt dass
Umweltverbänden das Ver
bandsbeschwerderecht entzo

gen wird wenn ein Parlament
oder das Stimmvolk ein Bau
projekt bewilligt hat Ausge
gangen ist die Initiative von
der Zürcher FDP Auslöser wa

ren verschiedene Bauprojek
te allen voran der Neubau
des Hardturm Stadions in
dem auch Euro 08 Spiele hät
ten stattfinden sollen ki
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